
  

Die Vorsitzende des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und 
Integration
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de

1. Den Mitgliedern des Rathaus-Schloßplatz 6-65183 Wiesbaden
    Ausschusses für Bürgerbeteiligung,   Telefon (0611) 31-3738
    Völkerverständigung und Integration Telefax (0611) 31-3902

Sachbearbeiterin: Frau Koba
2. Den Fraktionen    E-mail: astrid.koba@wiesbaden.de

3. Dem Magistrat    Wiesbaden, 01.11.2007

4. Nachrichtlich
    Frau Stadtverordnetenvorsteherin

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration

am Dienstag, 06. November 2007, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 304 (3. Stock), Schloßplatz 6, Wiesbaden

- Vor Eintritt in die Tagesordnung findet eine Bürgerfragestunde statt -

1. Genehmigung der Niederschrift

    

2. 06-A-21-0003

Städtepartnerschaften der Landeshauptstadt Wiesbaden; HIER: Partnerschaft zwischen 
Wiesbaden - Berlin-Friedrichshain Kreuzberg - Bericht Herr Grella

   

3. 07-V-10-0006 ANLAGE

Ortsverwaltungen - Geänderte Öffnungszeiten der Ortsverwaltungen;
Beschluss Nr. 0036 des Ausschusses für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und 
Integration vom 12.09.2006
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4. 07-V-66-0107 + 07-F-01-0068 ANLAGE

Bedürfnisanstalten - Situationsbericht 2007

    

4.1 07-F-01-0105

Öffentliche Bedürfnisanstalten
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 29.10.2007 -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,

welche Konsequenzen er aus dem Bericht des Dezernats für Bau, Planung und Verkehr vom 
23.08.2007 zur Situation den öffentlichen Bedürfnisanlagen in Wiesbaden (Sitzungsvorlage Nr. 07-V-
66-0107) zu ziehen gedenkt, den er am 04.09.2007 zur Kenntnis genommen hat (Beschluss Nr. 0798).

Begründung:

Aufgrund eines Beschlusses des Ausschusses für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und 
Integration vom 19.06.2007 ist von Dezernat IV bestätigt worden, dass in Wiesbaden insgesamt 6 
öffentliche Bedürfnisanstalten existieren (eine weitere am Kriegerdenkmal in privatem Betrieb). Die 
SPD-Fraktion hat in besagter Ausschusssitzung moniert, dass 6 öffentliche Bedürfnisanstalten für die 
große Flächengemeinde Wiesbaden erheblich zu wenig seien. Von Dezernat IV wurde nun aufgezeigt, 
welches zeitgemäße Angebot zur Abhilfe auf dem Markt existiert. Dabei wurden drei verschiedene 
Finanzierungsmodelle vorgestellt. 

Wir gehen davon aus, dass der gravierende Mangelzustand im Interesse der Wiesbadener 
Bürgerinnen und Bürger und aller Besucherinnen und Besuchern unserer Stadt auf dem schnellsten 
Weg beseitigt werden muss.

    

5. 07-F-06-0042 + 06-F-25-0029

Härtefallkommission in Wiesbaden
- Antrag der Linken Liste vom 30.10.2007 -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden wird aufgefordert, über die am 21. September 
2006 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossene Härtefallkommission 
(Beschlussnummer 0471) zu berichten.    

6. 07-V-11-5015 + 07-F-01-0048 ANLAGE
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Modernisierung der Verwaltungssprache; Nutzung des "Internet-Dienstes für eine moderne 
Verwaltungssprache (Idema)"     

7. 07-A-21-0003

Interkulturelle Woche 2007 – Rückblick und Ausblick 2008
    

8. 07-V-30-0017 DL 36/07-16

Vorschlag für die Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Wiesbaden I.

    

9. 07-V-30-0018 DL 36/07-15

Vorschlag für die Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Wiesbaden II.

    

10. 07-V-30-0019 DL 36/07-14

Vorschlag für die Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Wiesbaden III.
    

11. 07-V-30-0020 DL 36/07-11

Vorschlag für die Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson für die Schiedsamtsbezirke 
Wiesbaden I - III.

   

12. VERSCHIEDENES

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungspunkte 
zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Spruch
Vorsitzende


